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Vorwort 3 

Vorwort 

Die berufsrechtlichen Regelungen der Freien Berufe zur interprofessio-
nellen Zusammenarbeit stehen in letzter Zeit verstärkt auf dem Prüf-
stand der höchstrichterlichen Rechtsprechung. Das Bundesverfas-
sungsgericht (im Folgenden „BVerfG“) erklärte mit Beschluss v. 
14.01.2014 die Regelungen im Berufsrecht der Rechts- und Patentan-
wälte, die bei einer Rechts- bzw. Patentanwaltsgesellschaft bestimmte 
Anteils- und Mehrheitserfordernisse zugunsten der Angehörigen einer 
Berufsgruppe vorschreiben, für verfassungswidrig. Zudem entschied 
das BVerfG Anfang 2016 auf eine Vorlage des Bundesgerichtshofs 
(„BGH“), dass die Regelung des § 59a Abs. 1 BRAO, soweit sie die Bil-
dung einer Partnerschaft zwischen Rechtsanwälten und Ärzten bzw. 
Apothekern verbietet, mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist.  

Die Entscheidungen des BVerfG werfen grundsätzliche Fragen zur Ver-
fassungsmäßigkeit bestehender Beschränkungen der interprofessionel-
len Zusammenarbeit auf. Sie reihen sich ein in die insbesondere auf 
europäischer Ebene geführte Diskussion um eine Deregulierung bei 
den Freien Berufen. Das DWS-Institut hat diese aktuelle Entwicklung 
zum Anlass genommen, in der Berufsrechtstagung am 12.10.2015 die 
Zukunft der interprofessionellen Freiberuflergesellschaft näher zu be-
leuchten.  

Die Tagung machte deutlich, dass das BVerfG im Vergleich zu früher 
eine verstärkte Inhaltskontrolle vornimmt und erhöhte Anforderungen 
an die Rechtfertigung von Beschränkungen stellt. Es verfolgt zuneh-
mend den Ansatz, anstatt auf institutionelle Absicherungen, wie z. B. 
bestimmte Mehrheitserfordernisse bei den Berufsgesellschaften, auf 
die Bindung an allgemeine Berufspflichten und deren Kontrolle durch 
die Berufsaufsicht im Einzelfall zu setzen. Auf europäischer Ebene 
ergibt sich ein zusätzlicher Deregulierungsdruck daraus, dass beste-
hende Regulierungen anhand der Grundfreiheiten überprüft werden 
und dabei zunehmend eine strenge Kohärenzkontrolle erfolgt.  

Das Berufsrecht der Freien Berufe in Deutschland ist ein Garant für ei-
ne hohe Dienstleistungsqualität und dient dem Verbraucherschutz. Die 
Berufsregelungen sichern die Freiberuflichkeit und Unabhängigkeit des 
Berufsstands. Im Hinblick darauf bestand Einigkeit, dass eine rein öko-
nomische Sichtweise, welche die berufsrechtlichen Regelungen allein 
an deren wirtschaftlicher Effizienz misst, abzulehnen ist. Zum einen be-
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4 Vorwort 

rücksichtigt dieser Ansatz nicht die besondere Funktion der Freien Be-
rufe in Deutschland, die bei Ausübung ihres Berufs auch Belange des 
Gemeinwohls wahrnehmen. Zum anderen ist empirisch nicht belegt, 
dass ein Abbau berufsrechtlicher Regulierungen tatsächlich zu mehr 
Wirtschaftswachstum führen würde.  

Bedanken möchten wir uns bei den Referenten der Tagung, den Her-
ren Prof. Dr. Winfried Kluth, Prof. Dr Jörn Axel Kämmerer, Prof. Dr. 
Matthias Kilian und Prof. Dr. Dres. h. c. Rolf Stürner. Unser Dank gilt 
ebenso Herrn Prof. Dr. Thomas Mann, Vorsitzender des wissenschaftli-
chen Arbeitskreises „Berufsrecht“ des DWS-Instituts, für die Vorberei-
tung und Moderation der Tagung. 

Dr. Raoul Riedlinger  
Vorstandsvorsitzender des  
Deutschen wissenschaftlichen  
Instituts der Steuerberater e.V.  
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